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112. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Februar 1990 betreffend den Geltungsbe-
reich des Wiener Übereinkommens zum Schutz

der Ozonschicht

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
bzw. internationale Organisationen ihre Ratifika-
tions- bzw. Beitrittsurkunden zum Wiener Überein-
kommen zum Schutz der Ozonschicht (BGBl.
Nr. 596/1988) hinterlegt:

Staaten bzw. Organisationen:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Äquatorialguinea 17. August 1988
Belgien 17. Oktober 1988
Bundesrepublik Deutschland

(einschließlich Berlin/West) 30. September 1988
Burkina Faso 30. März 1989
China 11. September 1989
Dänemark 29. September 1988
Deutsche Demokratische

Republik 25. Jänner 1989
Europäische Wirtschafts-

gemeinschaft 17. Oktober 1988
Ghana 24. Juli 1989
Griechenland 29. Dezember 1988
Irland 15. September 1988
Island 29. August 1989
Italien 19. September 1988
Japan 30. September 1988
Jordanien 31. Mai 1989
Kamerun 30. August 1989
Kenia 9. November 1988
Liechtenstein 8. Februar 1989
Luxemburg 17. Oktober 1988
Malaysia 29. August 1989
Malta 15. September 1988

Staaten bzw. Organisationen:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Niederlande (einschließlich
Niederländische Antillen
und Aruba) 28. September 1988

Nigeria 31. Oktober 1988
Panama 13. Februar 1989
Peru 7. April 1989
Portugal 17. Oktober 1988
Singapur 5. Jänner 1989
Spanien 25. Juli 1988
Thailand 7. Juli 1989
Trinidad und Tobago 28. August 1989
Tschad 18. Mai 1989
Tunesien 25. September 1989
Uruguay 27. Februar 1989
Venezuela 1. September 1988

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsur-
kunde haben Erklärungen abgegeben:

Die EWG hat erklärt, daß die Gemeinschaft das
Schiedsverfahren als Mittel der Streitbeilegung
gemäß den Bedingungen des Übereinkommens
anerkennt. Die Vorlage einer Streitigkeit an den
Internationalen Gerichtshof kann sie nicht akzeptie-
ren. In Übereinstimmung mit dem üblichen
Vorgehen innerhalb der EG darf der finanzielle
Anteil der Gemeinschaft an dem Wiener Überein-
kommen zum Schutz der Ozonschicht und dem
Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen, für die Gemein-
schaft keinen anderen als den administrativen
Aufwand, der 2,5% der gesamten administrativen
Kosten nicht übersteigen darf, zur Folge haben.

Die Niederlande haben erklärt, beide in Art. 11
Abs. 3 genannten Mittel der Streitbeilegung als
obligatorisch anzuerkennen.
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113. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Februar 1990 betreffend den Geltungsbe-
reich des Montrealer Protokolls über Stoffe,
die zu einem Abbau der Ozonschicht führen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen (BGBl.
Nr. 283/1989) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Australien 19. Mai 1989
Burkina Faso 20. Juli 1989
Island 29. August 1989
Jordanien 31. Mai 1989
Kamerun 30. August 1989
Malaysia 29. August 1989
Malediven 16. Mai 1989

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkündc:

Thailand 7. Juli 1989
Trinidad und Tobago 28. August 1989
Tunesien 25. September 1989
Ungarn 20. April 1989

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen zufolge hat die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft am 29. August 1989
erklärt, daß in Übereinstimmung mit dem üblichen
Vorgehen innerhalb der EG der finanzielle Anteil
der Gemeinschaft an dem Wiener Übereinkommen
zum Schutz der Ozonschicht und dem Montrealer
Protokoll für die Gemeinschaft keinen anderen als
den administrativen Aufwand, der 2,5% der
gesamten administrativen Kosten nicht übersteigen
darf, zur Folge haben darf.

Vranitzky

114.

(Übersetzung)

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REGIE-
RUNG VON HONGKONG UND DER
REGIERUNG VON ÖSTERREICH ÜBER
DEN EXPORT BESTIMMTER TEXTIL-
ERZEUGNISSE AUS HONGKONG

NACH ÖSTERREICH

Einleitung

1. Diese Vereinbarung legt die Maßnahmen fest,
die zwischen Hongkong und Österreich hinsichtlich
der Exporte von bestimmten Textilerzeugnissen von
Hongkong nach Österreich vereinbart wurden.

2. Diese Maßnahmen wurden unter Bedacht-
nahme auf das Abkommen über den Internationalen
Handel mit Textilien in der Fassung des Verlänge-
rungsprotokolls vom 31. Juli 1986 *) und insbeson-
dere auf Artikel 4 des Abkommens getroffen.

Geltungsbereich

3. Diese Maßnahmen finden auf Exporte der in
den Anhängen I und II angeführten Textilerzeug-
nisse von Hongkong nach Österreich Anwendung.

Beschränkungsdauer

4. Diese Maßnahmen finden für die Zeiträume
1. Februar 1990 bis 31. Jänner 1991, 1. Februar 1991
bis 31. Jänner 1992 und 1. Februar 1992 bis
31. Jänner 1993 Anwendung:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 476/1987
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Beschränkungsmenge

5. Hongkong wird Exporte der in Anhang I
angeführten Erzeugnisse vorbehaltlich der nachste-
henden Absätze 8 bis 13 sowie 25 auf die in den
Spalten e), f) und g) angegebenen Mengen während
der dort bezeichneten Zeiträume beschränken.

6. Für die Zwecke dieser Vorkehrungen wird
Österreich Importe von Textilerzeugnissen, deren
Ursprungsland Hongkong ist und die im Anhang I
angeführt sind, nur zulassen, wenn sie von
Ausfuhrbewilligungen begleitet sind, die vom
Ministerium für Handel in Hongkong ausgestellt
wurden und mit dem Vermerk versehen sind, daß
mit den betreffenden Warensendungen die verein-
barten Kontingente für die jeweilige Beschrän-
kungsperiode belastet wurden.

7. Ferner wird Österreich Importe von Textiler-
zeugnissen zulassen, deren Ursprungsland Hong-
kong ist und die in Anhang I angeführt sind, wenn
solche Importe von Ausfuhrbewilligungen begleitet
sind, die vom Ministerium für Handel in Hongkong
am oder vor dem 31. Jänner 1990 gemäß den
Bedingungen der am 2. Jänner 1987 in Wien und am
28. Februar 1987 in Hongkong unterzeichneten
Vereinbarung *) betreffend beschränkte Posten
zwischen Hongkong und Österreich ausgestellt
wurden (sowie der Verlängerungen dieser Verein-
barung, unterzeichnet am 18. Dezember 1987 in
London und am 2. November 1988 in Hong-
kong) **).

Transferierung

8. Die in Spalten e), f) und g) des Anhangs I
angeführten Kontingente können während der
jeweiligen Beschränkungsdauer um höchstens fünf
Prozent erhöht werden, vorausgesetzt, daß eine
entsprechende Reduzierung bei den Kontingenten
für andere Erzeugnisse während der gleichen
Beschränkungsperiode vorgenommen wird.

9. Für die Zwecke der Berechnung solcher
entsprechenden Reduzierungen finden die in Spalte
h) des Anhangs I angeführten Umrechnungsfakto-
ren Anwendung.

Übertrag und Vorgriff

10. Wenn in der vorhergehenden Beschränkungs-
periode, welche am 31. Jänner 1990 endet, Exporte
von Hongkong nach Österreich von einem der in
Anhang I der in Wien am 2. Jänner 1987 und in
Hongkong am 28. Februar 1987 unterzeichneten
Vereinbarung (sowie der Verlängerung) betreffend
beschränkte Positionen zwischen Hongkong und
Österreich angeführten Erzeugnissen geringer als
die in Spalte g) des dazugehörigen Anhangs I
angeführten Kontingente sind, kann Hongkong,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 147/1987
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 14/1989
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nach Konsultationen mit Österreich, während des
Zeitraumes vom 1. Februar 1990 bis 31. Jänner 1991
den Export von zusätzlichen Mengen, die solchen
Unterausnützungen entsprechen, bewilligen, vor-
ausgesetzt, daß solche Exporte

i) in den gleichen Erzeugnissen, in denen
Unterausnützungen eintraten, erfolgen; und

ii) 11 Prozent des Jahresbeschränkungskontin-
gents der in Spalte e) des dazugehörigen
Anhangs I dieser Vereinbarung bezeichneten
Erzeugnisse nicht überschreiten.

11. Wenn in der vorhergehenden Beschränkungs-
periode, welche am 31. Jänner 1990 endet, Exporte
von Hongkong nach Österreich von einem der in
Anhang I der in Wien am 2. Jänner 1987 und in
Hongkong am 28. Februar 1987 unterzeichneten
Vereinbarung (sowie der Verlängerung) betreffend
beschränkte Positionen zwischen Hongkong und
Österreich angeführten Erzeugnisse das im dazuge-
hörigen Anhang I angeführte Kontingent überstei-
gen sollten, wird Hongkong Österreich von den
Vorgriffsmengen unterrichten und diese dem
entsprechenden, in Spalte e) des Anhangs I zu dieser
Vereinbarung angeführten Kontingent für den
Zeitraum 1. Februar 1990 bis 31. Jänner 1991
anlasten.

12. Das im Anhang I, Spalte d), dieser Vereinba-
rung für jedes Produkt angeführte Kontingent kann
im Falle der Nichtausnützung des bezüglichen
Kontingentes in der vorangegangenen Beschrän-
kungsperiode nach Konsultationen zwischen Öster-
reich und Hongkong durch einen Übertrag, welcher
nicht höher als 11 Prozent des anwendbaren
Kontingents der aufnehmenden Beschränkungspe-
riode ist, und durch einen Vorgriff von nicht mehr
als 6 Prozent des anwendbaren Kontingents der
aufnehmenden Beschränkungsperiode überzogen
werden. Der Übertrag soll die nicht ausgenützte
Menge des bestimmten Produktes nicht überschrei-
ten und soll beim gleichen Produkt, bei dem die
Menge nicht ausgenützt wurde, verwendet werden.
Der Vorgriff ist vom Kontingent, das für das gleiche
Produkt in der folgenden Beschränkungsperiode
festgesetzt ist, abzuziehen. Die Zusammenfassung
von Übertrag und Vorgriff darf 11 Prozent des
anwendbaren Kontingents der aufnehmenden Be-
schränkungsperiode nicht überschreiten.

13. Sollten diese Vorkehrungen für einen weiteren
Zeitraum verlängert werden, finden die im oben
erwähnten Absatz 12 angeführten Bestimmungen
über Übertrag und Vorgriff Anwendung.

Exportgenehmigung

14. Hongkong wird alle Exporte nach Österreich
jener Erzeugnisse, die in Anhang II angeführt sind,
von der Ausstellung von Exportgenehmigungen
durch das Ministerium für Handel in Hongkong
abhängig machen. Eine Exportgenehmigung soll
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nur bei Vorlage eines bestehenden Vertrages über
die Lieferung der angeführten Erzeugnisse ausge-
stellt werden und für sechs Monate ab Ausstellungs-
datum gültig sein.

15. Exportlizenzen zur Versendung von Waren
auf Grund von Exportgenehmigungen werden von
Hongkong bei Vorlage der entsprechenden Export-
genehmigung innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer
ausgestellt. Eine Exportlizenz soll für 28 Tage ab
Ausstellungsdatum gültig sein. Hongkong sollte
keine Exportlizenzen für jene zum Export nach
Österreich bestimmten Erzeugnisse ausstellen, die
zwar im Anhang II angeführt sind, für die jedoch
keine gültige Exportgenehmigung vorliegt.

16. Hongkong wird Österreich halbmonatliche
statistische Aufstellungen zur Verfügung stellen,
welche jene Mengen aufzeigen, welche durch
Exportgenehmigungen gedeckt sind, die für Expor-
teure Hongkongs in Hinblick auf die Produktliste in
Anhang II ausgestellt wurden. Hongkong erklärt
sich bereit, Österreich unverzüglich über den Erhalt
von Anträgen auf Exportgenehmigungen für ein
bestimmtes Erzeugnis in einem außerordentlich
hohen Umfang zu verständigen.

17. Österreich wird Importe von Textilerzeugnis-
sen, deren Ursprungsland Hongkong ist, die im
Anhang II angeführt sind und bei denen anläßlich
des Imports eine vom Ministerium für Handel in
Hongkong ausgestellte Exportlizenz beigeschlossen
ist, zulassen.

18. Sofern Österreich der Ansicht ist, daß der
österreichische Markt durch Importe aus Hong-
kong von den durch diese Vereinbarung erfaßten
Erzeugnissen im Sinne der Definition der Marktstö-
rung in Anhang A des Abkommens über den
Internationalen Handel mit Textilien einer Störung
ausgesetzt ist, kann Österreich Konsultationen im
Hinblick auf die Vereinbarung über den internatio-
nalen Handel mit Textilien verlangen.

19. Das Verlangen nach derartigen Konsultatio-
nen soll so rasch als möglich, in jedem Fall innerhalb
von 14 Tagen nach Ersuchen, durch eine Sachdar-
stellung über die Gründe und die Rechtfertigung für
ein derartiges Verlangen, einschließlich der neue-
sten Daten über das Ausmaß der Marktstörung,
belegt werden.

20. Sofern nicht anders vereinbart, sollen Öster-
reich und Hongkong so bald als möglich, und zwar
innerhalb von 30 Tagen ab dem Zeitpunkt, zu dem
das Verlangen geäußert wurde, zu solchen Konsul-
tationen zusammentreten und sollen weiters alles
daransetzen, daß diese Konsultationen innerhalb
von weiteren 30 Tagen abgeschlossen werden
können.

21. Bis zum Abschluß der Konsultationen kann
Österreich von Hongkong verlangen, die Ausstel-
lung von Exportgenehmigungen für das betreffende
Erzeugnis während des von dieser Vereinbarung
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erfaßten Zeitraumes auf ein Ausmaß zu beschrän-
ken, das nicht niedriger ist als das höchste der
folgenden Ausmaße:

a) das Ausmaß an Exportgenehmigungen, die für
das betreffende Erzeugnis ausgestellt wurden,
in dem unmittelbar vorangehenden Zeitraum,
zuzüglich einer Erhöhung um 10 Prozent;

b) das durchschnittliche Ausmaß der Exportge-
nehmigungen für das betreffende Erzeugnis,
ausgestellt in den vorhergehenden Zeiträu-
men, und zwar seit 1. Februar 1987, zuzüglich
einer Erhöhung um 10 Prozent;

c) das Ausmaß der Exportgenehmigungen seit
dem Beginn jenes Zeitraumes, in welchem das
Verlangen nach Konsultationen gestellt
wurde, zuzüglich einer Erhöhung um 10 Pro-
zent;

d) das vorherige Beschränkungsausmaß, wenn
ein solches bestand.

Hongkong erklärte sich bereit, einem derartigen
Ersuchen nachzukommen.

22. Für die Zwecke des oben angeführten
Absatzes 21 wird als „Zeitraum" die Periode vom
1. Februar eines Jahres bis zum 31. Jänner des
unmittelbar folgenden Jahres festgelegt. Falls für ein
Produkt oder einen Teil des Produktes bis zum
1. Februar 1990 nicht mit der Ausstellung von
Exportgenehmigungen begonnen wurde, ist das in
den Zeiträumen vor Beginn der Ausstellung von
Exportgenehmigungen liegende Ausmaß durch das
Ausmaß der Exportgenehmigungen, welches sich
aus der Anwendung der obigen Unterabsätze a)
und/oder b) ergibt, zu ersetzen.

23. Sofern bei den Konsultationen keine Überein-
stimmung erzielt werden kann, soll Österreich das
Recht haben, von Hongkong zu verlangen, daß es
seine Exporte nach Österreich für die betreffenden
Erzeugnisse während des durch vorliegende Verein-
barung erfaßten Zeitraumes auf ein Ausmaß
beschränkt, das nicht geringer ist als jenes wie in der
Formel im oben angeführten Absatz 21. Hongkong
erklärt sich bereit, einem derartigen Verlangen
nachzukommen.
24. Österreich und Hongkong stimmen überein,
daß die gegenständlichen Vereinbarungen die
Rechte Österreichs und Hongkongs gemäß dem
Abkommen über den internationalen Handel mit
Textilien nicht beeinträchtigen.

Wiederausfuhr
25. Österreich wird, soweit als möglich, Hong-
kong davon in Kenntnis setzen, wenn Importe der in
Anhang I angeführten Textilerzeugnisse nach
Österreich, mit denen die vereinbarten Kontingente
belastet wurden, später aus Österreich wieder
ausgeführt werden. Hongkong kann dann die in
Betracht kommenden Mengen der entsprechenden
Kontingente gutschreiben. Zu diesem Zweck wurde
die in Anhang III beschriebene Verwaltungsrege-
lung vereinbart.
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Austausch von Statistiken

26. Hongkong wird Österreich halbmonatliche
Statistiken über die im Anhang I angeführten
Textilerzeugnisse zur Verfügung stellen, für die für
den Export nach Österreich Bewilligungen unter
Belastung der in den Spalten e), f) und g) des
Anhangs I angeführten Kontingente ausgestellt
wurden.

27. Österreich wird Hongkong vierteljährliche
Statistiken über die Gesamtimporte und die Importe
aus Hongkong sowie aus anderen wichtigen
Lieferländern von jedem der in Anhang I angeführ-
ten Textilerzeugnisse zur Verfügung stellen.

Konsultationen

28. Österreich und Hongkong stimmen überein,
auf Ersuchen jeder der beiden Vertragsparteien,
hinsichtlich jeder Angelegenheit, die sich aus der
Durchführung dieser Vorkehrungen ergibt, in
Konsultationen einzutreten.

29. Falls Hongkong der Ansicht ist, daß als Folge
der durch diese Vorkehrungen auferlegten Be-
schränkung Hongkong in eine unbillige Lage
gegenüber einem Drittland gebracht wird, kann
Hongkong Österreich im Hinblick auf Abhilfsmaß-
nahmen, wie zB eine angemessene Abänderung
dieser Vorkehrungen, um Konsultationen ersuchen.
Hongkong kann Österreich weiters um Konsulta-
tionen ersuchen zwecks Abänderung dieser Verein-
barungen im Hinblick auf den Zeitraum ab
1. Februar 1992 unter Berücksichtigung des interna-
tionalen Abkommens über den Handel mit Texti-
lien, welches jenem folgt oder jenes ersetzt, welches
eingangs in Absatz 2 angeführt ist.

30. Falls Konsultationen im Sinne der Absätze 28
und 29 des gegenständlichen Abkommens verlangt
werden, treten Österreich und Hongkong innerhalb
von 30 Tagen ab diesem Verlangen in derartige
Konsultationen ein und sind bestrebt, diese
Konsultationen innerhalb von weiteren 30 Tagen
abzuschließen.

Anlagen

31. Die Anlagen I, II und III bilden einen
integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung.

Für Österreich:

Wien, 28. November 1989

Mag. Josef Mayer
Ministerialrat

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten

Für Hongkong:

Hongkong, 12. Jänner 1990

John Chan
Minister für Handel und Industrie
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Anhang II
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Anhang III

Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 5 und
zur Erleichterung der Durchführung des Absat-
zes 25 dieser Vereinbarung treffen Österreich und
Hongkong die folgenden Verwaltungsregelungen:

a) Zwecks Vorlage an Österreich zur Begrün-
dung eines Antrages auf Ausstellung einer
entsprechenden Einfuhrbewilligung verliert
eine Ausfuhrbewilligung nach Ablauf von
einhundertzwanzig Tagen ab dem Datum der
Ausstellung der Ausfuhrbewilligung ihre Gül-
tigkeit. Alle Ausfuhrbewilligungen betreffend
beschränkte Positionen werden mit einem
diesbezüglichen Vermerk versehen;

b) Österreich wird Hongkong in monatlichen
Zeitabständen eine Aufstellung der zur
Begründung von Einfuhrbewilligungsanträgen
vorgelegten Ausfuhrbewilligungen unter An-
gabe der durch jede entsprechende Einfuhrbe-
willigung abgedeckten Menge zur Verfügung
stellen;

c) hinsichtlich der Ausfuhrbewilligungen, deren
vorstehend unter a) angeführte Gültigkeits-
dauer von einhundertzwanzig Tagen abgelau-
fen ist und die in dem von Österreich gemäß
vorstehendem Absatz b) zur Verfügung ge-
stellten Aufstellungen nicht aufscheinen, wird
Hongkong Österreich, sobald wie möglich,
die Nummern von solchen Ausfuhrbewilligun-
gen und die durch jede Ausfuhrbewilligung
abgedeckte Menge mit dem Hinweis darauf
bekanntgeben, daß diese Mengen Hongkong
zur neuerlichen Verwendung wieder gutge-
schrieben werden, wenn von Österreich
innerhalb von sechs Wochen ab dem Datum
einer solchen Bekanntgabe keine Rückäuße-
rung einlangt.

(Übersetzung)
Vereinbarung

Nach den Konsultationen zwischen den Regierun-
gen von Österreich und Hongkong, die am
28. November 1989 in Wien abgehalten wurden,
bestätigte die Regierung Österreichs, daß Hong-
kong für die nachstehend angeführte Menge einen
Vorgriff von der Beschränkungsperiode Zeitraum
Februar 1989 bis Jänner 1990 auf die Beschrän-
kungsperiode Zeitraum Februar 1990 bis Jänner
1991 vornehmen kann.
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Die Regierung von Hongkong übernimmt es, die
Regierung von Österreich über die derzeitigen
Mengen zu unterrichten, auf die in der Beschrän-
kungsperiode 1. Februar 1989 bis 31. Jänner 1990
vorgegriffen wurden, sobald die Beschränkungspe-
riode abläuft.

Geschehen in Wien, 28. November 1989

Für die Regierung von Hongkong:
Stuart Harbinson

Stellvertretender Generaldirektor
Ministerium für Handel Hongkong

Für die Regierung von Österreich:
Mag. Josef Mayer
Abteilungsleiter

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten in Wien

Vranitzky
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